
lieh, einzuschätzen. Die Zahlung eines Schmerzensgeldes 
in Höhe von 5 000 M zur Abgeltung der dem geschä
digten Kind erwachsenen und noch zu erwartenden 
immateriellen Nachteile ist daher geboten.

Familienrecht

§22 FGB; §§ 2, 25 FVerfO; OG-Richtlinie Nr. 18.
1. Zur Prüfungspflicht des Gerichts in Unterhaltsabän
derungsverfahren, wenn sich infolge Arbeitsplatz
wechsels des Unterhaltsschuldners sein Arbeitseinkom
men beachtlich verringert hat.
2. Können die angemessenen Bedürfnisse unterhalts
berechtigter Kinder aus dem laufenden Einkommen des 
Schuldners nicht ausreichend gedeckt werden, so ist zu 
prüfen, ob dem Schuldner die Verwertung vorhandener 
Vermögensstücke zugemutet werden kann. Hierbei ist 
je nach Art des Vermögens differenziert vorzugehen. 
OG, Urteil vom 18. Dezember 1973 — 1 ZzF 23/73.

Der Kläger wurde im Ehescheidungsurteil vom
20. August 1968 verpflichtet, für seine drei ehelichen 
Kinder bis zur Vollendung des 12. Lebensjahres mo
natlich je 90 M und danach monatlich je 105 M Unter
halt zu zahlen. Der Kläger hatte seinerzeit ein monat
liches anrechnungsfähiges Nettoeinkommen von 869 M 
und keine weiteren Unterhaltsverpflichtungen. Anfang 
1970 kamen die Parteien außergerichtlich überein, daß 
der Unterhalt auf monatlich 85 M je Kind ermäßigt 
wird. Der Kläger war inzwischen für ein weiteres Kind 
aus zweiter Ehe unterhaltspflichtig.
Im Februar 1972 hat der Kläger Abänderungsklage er
hoben. Er erstrebte die Herabsetzung des Unterhalts 
für seine Kinder auf monatlich 50 M bis zur Vollendung 
des 12. Lebensjahres und danach auf monatlich 55 M. Er 
habe aus gesundheitlichen Gründen seine bisherige Ar
beit aufgeben müssen und verdiene jetzt im Monat nur 
noch 500 M netto. Außerdem müsse er für seine jetzige 
Ehefrau, die nur stundenweise arbeite, und für sein 
Kind aus zweiter Ehe Unterhalt zahlen.
Die Verklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Der 
Kläger habe seine Arbeitsstelle nur deshalb gewech
selt, um sich seiner Unterhaltspflicht teilweise zu ent
ziehen. Außerdem habe er zusätzliche Einkünfte aus 
einer Münz- und Antiquitätensammlung.
Das Kreisgericht hat die Unterhaltsbeträge auf monat
lich 60 M bzw. 70 M herabgesetzt und im übrigen die 
Silage abgewiesen.
Die gegen dieses Urteil von der Verklagten eingelegte 
Berufung hat das Bezirksgericht zurückgewiesen. Dazu 
hat es ausgeführt: Der ärztlichen Bescheinigung zufolge 
sei der Arbeitsplatzwechsel des Klägers nicht zu bean
standen. Aus dem Wert der Münz- und Antiquitäten
sammlung des Klägers könnte kein Rückschluß auf Ein
nahmen aus diesem Vermögen gezogen werden. Ihm sei 
auch nicht zuzumuten, zur Erfüllung seiner Unterhalts
pflicht die Sammlung zu veräußern. Das gleiche treffe 
auf das dem Kläger gehörende Hausgrundstück, das nur 
bescheidene Erträge abwerfe, und auf 10 000 M Erbgel
der zu. Der den drei Kindern aus dem laufenden Ein
kommen des Klägers vom Kreisgericht zugebilligte Un
terhaltssatz reiche aus, um ihre angemessenen Bedürf
nisse zu decken. Es müsse auch berücksichtigt werden, 
daß der Kläger seiner jetzigen Ehefrau teilweise unter-' 
haltsverpflichtet sei.
Gegen das Urteil des Bezirksgerichts richtet sich der 
Kassationsantrag des Generalstaatsanwalts der DDR. 
Der Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Das Oberste Gericht hat wiederholt zum Ausdruck ge
bracht, daß unterhaltsverpflichtete Eltern alle ihre 
Kenntnisse, Fähigkeiten und Kräfte für eine bestmög
liche Befriedigung der Lebensbedürfnisse ihrer Kinder 
einsetzen müssen (vgl. z. B. OG, Urteil vom 14. April

1959-1 ZzF 10/59 - [OGZ Bd. 7 S. 10; NJ 1959 S. 718]; 
Abschn. I Abs. 3 der OG-Richtlinie Nr. 18 über die Be
messung des Unterhalts für minderjährige Kinder vom 
14. April 1965 [GBl. II S.331; NJ 1965 S. 305]). Das be
dingt, daß die Gerichte die Berechtigung eines Arbeits
platzwechsels des Unterhaltsschuldners sorgfältig zu 
prüfen haben, wenn sich hierdurch sein Arbeitsein
kommen beachtlich verringert hat und nach § 22 FGB 
auf Herabsetzung des bisherigen Unterhaltssatzes ge
klagt wird (OG, Urteil vom 3. Juli 1973 — 1 ZzF 
11/73 -)./*/
Die Instanzgerichte sind ihrer Aufklärungspflicht in
soweit nicht ausreichend nachgekommen. Der Kläger 
hat sich darauf berufen, daß er seiner bisherigen Tä
tigkeit, der volkswirtschaftlich besondere Bedeutung 
zukam und die entsprechend vergütet wurde, gesund
heitlich nicht mehr gewachsen gewesen sei. Deshalb 
wäre es erforderlich gewesen, hierzu, wie dies in an
deren Unterhaltsverfahren zur Beurteilung der Arbeits
fähigkeit der Beteiligten üblich ist, ein amtsärztliches 
Gutachten über den Gesundheitszustand des Klägers 
einzuholen. Das Attest eines Hausarztes reicht zumin
dest in den Fällen nicht aus, in denen eine so wesent
liche Minderung des Unterhalts beantragt wird wie in 
diesem Rechtsstreit. Sollte sich ergeben, daß dem Klä
ger, nicht zuletzt im Interesse seiner Kinder, die Fort
setzung des bisherigen Arbeitsverhältnisses bei ange
messener Würdigung aller Umstände zuzumuten ge
wesen wäre, könnte sein Klagebegehren keinen Erfolg 
haben.
Ergibt sich, daß er seine frühere Tätigkeit nicht fort
setzen konnte, so war er verpflichtet, sich eine neue 
Arbeitsstelle zu suchen, die ihm einen Verdienst garan
tiert, mit dem er soweit wie möglich seinen Unterhalts
verpflichtungen in bisheriger Höhe nachkommen 
konnte. Es ist daher noch zu untersuchen, ob für den 
Kläger auf Grund seiner beruflichen Kenntnisse und 
Erfahrungen die Möglichkeit bestanden hätte, einen 
Arbeitsplatz mit einer günstigeren Entlohnung zu fin
den. Unter Umständen bestand eine solche Aussicht in 
seinem früheren Betrieb oder auch in seiner jetzigen 
Arbeitsstelle. Hierzu lag schon deshalb besondere Ver
anlassung vor, weil der Kläger laut Auskunft seines 
jetzigen Betriebes anläßlich seiner Bewerbung als 
Dieselameisenfahrer erklärt hat, daß es ihm bei dem 
Arbeitsplatzwechsel darauf angekommen sei, mehr Zeit 
für seine Sammlertätigkeit zu gewinnen und die Frage 
des Arbeitsverdienstes für ihn unwesentlich wäre. 
Sollte sich erweisen, daß der Kläger zumutbar bessere 
Verdienstmöglichkeiten nicht ausreichend genutzt hat, 
wäre seine Leistungsfähigkeit so zu beurteilen, als 
wenn dies geschehen wäre.
Die Instanzgerichte haben sich des weiteren damit be
faßt, ob der Kläger Einkünfte aus seiner Münz- und 
Antiqitätensammlung hat und ob er verpflichtet ist, 
zur Erfüllung seiner umfangreichen Unterhaltspflichten 
auf sein Vermögen zurückzugreifen.
Was Erträge aus der Sammlertätigkeit anbelangt, so 
reichte allein die Vernehmung des Klägers nicht aus. 
Es wäre, wie von der Verklagten angeregt, im Interesse 
der Kinder geboten gewesen, hierzu eine Auskunft 
beim Kulturbund der DDR einzuholen.
Der Kläger besitzt an wesentlichen Vermögenswerten 
neben der Sammlung ein Grundstück sowie nach seinen 
eigenen Angaben 10 000 M Bargeld. Der Berufungssenat 
gelangte zu der Auffassung, daß dem Kläger nicht zu
zumuten sei, Stammvermögen zu verwerten, da die an
gemessenen Bedürfnisse der Unterhaltsberechtigten 
aus seinem laufenden Einkommen gedeckt werden 
könnten.

/*/ Veröffentlicht in NJ 1974 S. 125. - D. Red.


